
Personen, die über von ihnen wahrgenommene Tat­
sachen und Umstände aussagen.

Daraus folgt einmal, daß als Zeugen nur solche Per­
sonen auftreten können, die nicht Prozeßbeteiligte sind. 
Deshalb können Richter, Schöffen oder Staatsanwälte, 
die in der gegebenen Sache in dieser Eigenschaft tätig 
sind, nicht als Zeugen auftreten. Umgekehrt ist der 
Richter, der in der Sache als Zeuge oder Sachverstän­
diger vernommen wird, gemäß § 20 Ziff. 5 StPO, kraft 
Gesetzes von der Ausübung des Richteramtes ausge­
schlossen. Das gleiche gilt für den Verteidiger des Be­
schuldigten. Das folgt aus dem durch unser Gerichts­
verfassungsrecht (§ 8 GVG) und unser Strafprozeßrecht 
(§S 74 ff. StPO) garantierten Recht auf Verteidigung. 
Wollte man den Verteidiger als Zeugen zulassen, so 
wäre dieses Recht illusorisch. T s c h e l z o w  schreibt mit 
Recht, daß in diesem Falle „jeder Angeklagte im Ver­
teidiger nicht einen Ratgeber oder Wahrer seiner Pro­
zeßinteressen, sondern einen möglichen Zeugen der 
Anklage sehen könnte“15). Anders ist es bei dem gemäß 
§ 81 StPO zuzulassenden gesetzlichen Vertreter des 
Beschuldigten. Dieser kann — das folgt aus der Natur 
der Sache — als Zeuge gehört werden.

Zum anderen folgt aus dem Begriff „Zeuge“, daß 
Gegenstand der Zeugenaussage das sein muß, was dem 
Zeugen persönlich bekannt ist. Dabei muß man jedoch 
eine Einschränkung machen: der Zeuge kann auch über 
Dinge aussagen, die ihm persönlich nicht bekannt sind, 
soweit er die Quelle des von ihm dargestellten Geschehens 
angibt und diese Quelle zuverlässig ist16). Allerdings 
gilt das letztere nur dann, wenn der Originalzeuge nicht 
erreichbar ist. In anderen Fällen bedeutet die Verneh­
mung eines Zeugen, der die Sache nur vom „Hören­
sagen“ kennt, einen Verstoß gegen die Unmittelbarkeit 
der Beweisaufnahme, die .— darin liegt ihre große Be­
deutung — ein wichtiges Mittel im Prozeß der Erfor­
schung der objektiven Wahrheit ist.

Eine andere Auffassung vertritt die gegenwärtige 
westdeutsche Rechtsprechung17); sie liegt in der gleichen 
Richtung wie die Einstellung der gegenwärtigen im­
perialistischen Beweislehre und Rechtspraxis zur Zeu­
genaussage überhaupt. Man stellt die Zeugenaussage 
als wenig vertrauenswürdig dar und behauptet, die 
einzig zuverlässigen Beweise seien die Beweisstücke 
und Urkunden, die „stummen, nicht leugnenden Zeu­
gen“. Der politische Zweck dieser These ist klar. Diese 
Darstellung dient der imperialistischen Justiz, insbe­
sondere in der Periode des verschärften Klassenwider­
standes des Proletariats, dazu, die Befreiungsbewegung 
der Arbeiterklasse zu unterdrücken. „In einer solchen 
Periode“, schreibt Wvschinski, „sind natürlich lebendige 
Zeugen, Menschen, Werktätige, für die Bourgeoisie be­
deutend unbequemer als Beweisstücke, die beliebige 
Fälschungen und Verfälschungen zulassen“18). Ein tref­
fendes Beispiel der Fälschung solcher „nicht leugnen­
den“ Zeugen stellte der 1939/40 in Paris inszenierte 
Prozeß gegen 44 kommunistische Abgeordnete dar. Die 
Anklage in dieser Sache beruhte auf einem Brief, 
den die Angeklagten an den damaligen Ministerpräsi­
denten Daladier gesandt hatten. Dieser Brief wurde, 
um eine „brauchbare“ Grundlage einer Verurteilung 
zu bilden, entstellt und verfälscht. Die Anträge der 
Angeklagten auf Ladung einiger Minister als Zeugen 
für den wahren Inhalt des Briefes wurden abgelehnt19).

Eine solche Auffassung, die den Wert der Beweis­
stücke und Urkunden als Beweismittel über den Wert 
der Zeugenaussagen stellt, ist falsch. Der Zeuge in un­
serem Strafprozeß, vor unseren demokratischen Gerich­
ten, wird in ständig zunehmendem Maße verstehen, daß

15) M. A. Tschelzow, a.a.O., Kap. IX.
16) vgl. A. J. Wyschinski, Theorie der gerichtlichen Beweise 

im sowjetischen Recht, Kap. n, § 8.
ii) vgl. hierzu Schindler/Marga, „Die Durchbrechung der bür­

gerlichen Gesetzlichkeit auf dem Gebiete des Beweisrechts im 
westdeutschen Strafprozeß“, auf S. 306 ff. dieses Heftes, ins­
besondere die Auseinandersetzung mit dem Urteil des Bun­
desgerichtshofs vom 30. Juni 1954 (S. 310).

18) A. J. WysChinski, a.a.O., Kap. IX.
i») vgl. Gaston Richard, Die kommunistischen Deputierten 

Frankreichs vor dem Gericht derjenigen, die an Frankreichs 
Niederlage schuld sind, Moskau 1940 (entnommen aus M. A. 
Tschelzow, Der sowjetische Strafprozeß).

die Verwirklichung des Strafrechts in unserer demo­
kratischen Ordnung letztlich seinen eigenen Interessen 
dient und deshalb alles tun, um durch eine wahrheits­
getreue Wiedergabe des von ihm erlebten und beobach­
teten Geschehens zur Erforschung der Wahrheit beizu­
tragen.

Natürlich muß der Richter die Zeugenaussage ebenso 
wie jeden anderen Beweis kritisch würdigen. Zeugen­
aussagen können — das wird durch die Erfahrung, 
durch psychologische Untersuchungen und experimen­
telle Versuche bestätigt — Mängel in der Darstellung, 
der Wiedergabe des Erlebten oder Gehörten enthalten. 
Auch wahrheitsliebende und gewissenhafte Zeugen 
können sich, infolge», einer fehlerhaften Wahrnehmung 
der Tatsachen, deren Zeuge sie waren, irren. Ihre Aus­
sagen können der Wahrheit widersprechen. Diese Um­
stände berücksichtigt auch unsere demokratische Be­
weislehre, aber sie setzt damit die Bedeutung der 
Zeugenaussage nicht herab. Sie weist den Richter viel­
mehr auf die Umstände hin, die er bei der Beurteilung, 
bei der Würdigung einer Zeugenaussage berücksichtigen 
muß. Sie lehrt, daß es notwendig ist:

a) die Zeugenaussage mit den anderen, die Sache be­
treffenden Beweisen zu vergleichen;

b) die Zeit zu berücksichtigen, die seit dem Erlebnis 
oder der Beobachtung, über die der Zeuge aussagen soll, 
vergangen ist;

c) die Erlebnisse des Zeugen selbst zu berücksichti­
gen, die er in der Zwischenzeit gehabt hat (z. B. Tod 
eines nahen Angehörigen o. ä.);

d) die persönlichen und körperlichen Eigenschaften 
des 'Zeugen zu beachten (z. B. schlechtes oder gutes Ge­
hör, Vorstrafen) sowie u. U. die Beziehungen zwischen 
dem Zeugen und den Beschuldigten.

Schließlich — und das scheint uns einer der wichtig­
sten Punkte bei der Würdigung einer Zeugenaussage in 
unserem demokratischen Strafprozeß zu sein — muß 
daß Gericht die soziale Stellung und Herkunft des Zeu­
gen, seine Klassenlage, kennen. So wird z. B. die Aus­
sage eines Zeugen, der unserem demokratischen Staat 
und seinen Zielen auf Grund seiner sozialen Stellung 
noch abwartend gegenübersteht, anders zu würdigen 
sein als die Aussage eines parteilosen Aktivisten, eines 
Meisterbauern oder gar eines Mitglieds einer der demo­
kratischen Parteien, das sich voll und ganz für die Ziele 
und Aufgaben unseres Arbeiter- und Bauemstaates ein­
setzt und weiß, daß die Verwirklichung des Strafrechts, 
zu dem es durch seine Aussage beiträgt, seinen eigenen 
Interessen und denen der überwiegenden Mehrheit, des 
ganzen deutschen Volkes dient.

Und noch etwas muß das Gericht beachten, wenn es 
eine Zeugenaussage würdigt und sie als Grundlage für 
die Bildung seiner inneren richterlichen Überzeugung 
verwendet. Es darf diese Überzeugung nicht auf solche 
Dinge wie die Art-und das Auftreten des Zeugen vor 
Gericht, seine Sicherheit oder Unsicherheit bei der Be­
antwortung von Fragen gründen. Gewiß sind diese 
Umstände nicht bedeutungslos. Sie bilden vielmehr ein 
wichtiges und notwendiges Material für die Bildung 
der inneren richterlichen Überzeugung, und zwar in der 
Richtung, daß sie sie manchmal beschleunigen, manch­
mal erschweren, daß sie manchmal Zweifel und 
Schwankungen beim Richter beseitigen, manchmal aber 
auch hervorrufen oder verstärken. Auf keinen Fall aber 
dürfen sie die innere richterliche Überzeugung von der 
Wahrheit oder Unwahrheit der gegebenen Sache be­
stimmen, sie dürfen nicht Grundlage der Überzeugung 
sein, denn es sind nur Eindrücke und Gefühle. Es ist 
klar, daß das Gericht seine Entscheidung nicht auf 
solche Dinge gründen darf. Dennoch findet man immer 
wieder gerichtliche Urteile, in denen es z. B. heißt: 
„Diese Feststellungen beruhen auf der Einlassung des 
Angeklagten, soweit das Gericht dieser folgen konnte, 
und den glaubhaften Aussagen des Zeugen F“. Das ist 
formal und drückt keine feste Überzeugung des Ge­
richts aus. Hier wird kein Wort gesagt, warum das 
Gericht die Aussagen des Zeugen F. für glaubhaft hielt. 
Entweder war das Gericht sich selbst nicht über die 
Gründe klar, eben weil es sie aus solchen Eindrücken 
herleitete, oder es hat sich im Urteil nicht die „Mühe“ 
gemacht, die Gründe anzuführen. Beides ist nicht rich-
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